11. März 2014

Änderung EG ZGB / Gesetzliche Grundlage für die elektronische Ausfertigung von öffentlichen Urkunden (Vernehmlassung)
A.		Ausgangslage
Im Rahmen der Überprüfung des geltenden Rechts auf seine Übereinstimmung mit § 5 des Gesetzes zur administrativen Entlastung der Unternehmen (EntlG) legte der Regierungsrat mit Beschluss vom 10. April 2013 (RRB 410/2013) als einen Themenbereich, die Prüfung der Möglichkeit von Beurkundungen gesellschaftsrechtlicher Vorgänge durch das Handelsregisteramt fest. Mit Beschluss vom 26. Februar 2014 (RRB 222/2014) beschloss der Regierungsrat, an der Zuständigkeit zur Beurkundung gemäss § 236 EG ZGB nichts zu ändern und diese in der alleinigen Zuständigkeit der Notariate zu belassen. Eine zusätzliche Zuständigkeit des Handelsregisteramtes zur öffentlichen Beurkundung der erwähnten gesellschaftsrechtlichen Vorgänge hätte den Vorteil, dass die öffentliche Beurkundung und die Eintragung von derselben Behörde vorgenommen werden könnte und für die Rechtsunterworfenen lediglich ein Behördenkontakt notwendig wäre, was eine Zeitersparnis zur Folge hätte. Gestützt auf Art. 55 a SchlT ZGB können die Kantone jedoch die Urkundspersonen ermächtigen, elektronische Ausfertigungen der öffentlichen Urkunden zu erstellen und die Übereinstimmung der von ihnen erstellten elektronischen Kopien mit den Originaldokumenten auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch zu beglaubigen. Zusätzlich plant der Bund mit einer weiteren Änderung des Schlusstitels des ZGB die elektronische Urkunde der Urkunde in Schriftform gleichzustellen (Art. 55n E-SchlT ZGB). Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die Kantone die Urkundspersonen ermächtigen, elektronische Urkunden auszustellen. Besteht die Möglichkeit zur elektronischen Ausfertigung öffentlicher Urkunden, ist eine Übermittlung durch das zuständige Notariat an das Handelsregisteramt sehr einfach und praktisch ohne Zeitverzögerung möglich, da der Kontakt mit dem Handelsregisteramt elektronisch erfolgen kann. 
Gestützt auf diese Überlegungen hat der Regierungsrat die Direktion der Justiz und des Innern ermächtigt, eine gesetzliche Grundlage für die elektronischer Ausfertigungen öffentlicher Urkunden und die elektronische Beglaubigung zu schaffen.
B. 	Datenschutzrechtliche Anforderungen 
 (
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)Die Notariate bearbeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben zwingend besondere Personendaten. Die gesetzlichen Grundlagen für die Bearbeitung dieser Daten finden sich einerseits auf Bundesebene (ZGB, OR, SchKG) und andererseits auf kantonaler Ebene  (EG ZGB, Notariatsgesetz [NotG]). Dabei umschreibt das Bundesrecht die Aufgaben inhaltlich (so z.B. Ehevertrag [Art. 182 ff. ZGB], Vorsorgeauftrag [Art. 360 ff. ZGB], letztwillige Verfügungen [Art. 498 ff. ZGB], Grundstückserwerb [Art. 656 ff. ZGB], Eigentumsbeschränkungen [Art. 680 ZGB], Baurechte [Art. 779 ff. ZGB], Grundpfandrechte [Art. 799 ZGB], Führung des Grundbuchs [Art. 942 ff. ZGB], Schenkungsversprechen [Art. 248 OR], Bürgschaft [Art. 493 OR], Beurkundungen im Bereich des Gesellschaftsrechts [verschiedene Bestimmungen in OR und Fusionsgesetz] sowie im Bereich des Konkursrechts das SchKG). Der kantonale Gesetzgeber regelt demgegenüber die Zuständigkeit für die Erfüllung dieser Aufgaben (öffentliche Beurkundung: Notariate [§ 1 Abs. 1 lit. a Ziff. 1 NotG und § 237 EG ZGB]; Beglaubigungen: Notariate [§ 1 Abs. 1 lit. a Ziff. 2 NotG und § 246 EG ZGB] und Gemeindeamman [§ 246 EG ZGB]; Führung des Grundbuches: Notariate [§ 1 Abs. 1 lit. b NotG], Führung des Konkursamtes: Notariate [§ 1 Abs. 1 lit. c NotG]) und – gestützt auf Art. 55 Schusstitel zum ZGB – in welcher Weise die öffentliche Beurkundung hergestellt wird (Art. 236 ff. EG ZGB). Das verantwortliche Organ, der Verwendungszweck und die Art der bearbeiteten Daten sind damit auf Gesetzesstufe geregelt. Im Grundsatz sind auch die Bearbeitungsmethoden (Erstellung und Aufbewahrung) auf Gesetzesstufe geregelt. Der Erlass des Ausführungsrechts, insbesondere zur Amtsführung und der Notariatsverwaltung ist dem Obergericht delegiert (§ 37 NotG). Die Verordnung des Obergerichtes über die Geschäftsführung der Notariate (Notariatsverordnung) enthält denn auch Vorschriften über die Form der Urkunden (§ 44 ff. Notariatsverordnung). Diese Delegation umfasst auch die Möglichkeit zum Erlass von Bestimmungen zu den Anforderungen an die elektronischen Urkunden (elektronische Signatur), soweit dies überhaupt in der Kompetenz des Kantons liegt (vgl. Art. 15 Abs. 5 SchKG und die Verordnung des EJPD über die elektronische Übermittlung im Bereich Schuldbetreibung und Konkurs, SR 281.112.1 und die Vorgaben in Art. 55 SchlT ZGB). Mit Bezug auf die Erstellung und Aufbewahrung der öffentlichen Urkunden ist aus datenschutzrechtlicher Sicht deshalb nichts Zusätzliches zu regeln. Vielmehr genügt eine Ausführungsbestimmung zu Art. 55 SchlT ZGB im EG ZGB mit Bezug auf elektronische Ausfertigungen und Beglaubigungen von öffentlichen Urkunden. Die Einzelheiten können auf Verordnungsstufe (Notariatsverordnung) erlassen werden. 
Festzuhalten ist allerdings, dass eine direkte Übermittlung der elektronischen Urkunden an Dritte (z.B. Handelsregisteramt bei gesellschaftsrechtlichen Vorgängen oder die Bank bei Grundpfandrechten) lediglich auf entsprechenden Auftrag hin in Frage kommt. Die Bearbeitung der allenfalls in der Urkunde enthaltenen besonderen Personendaten (die Bearbeitung läge dabei in der Übermittlung der Daten) erfolgt dann mit Zustimmung und ist gestützt auf §§ 16 Abs. 1 lit. b und 17 Abs. 1 lit. b IDG zulässig. Auch für einen direkten elektronischen Zugriff auf Urkunden der Notariate wäre gestützt auf § 17 Abs. 2 IDG eine zusätzliche formell-gesetzliche Grundlage zu schaffen soweit eine gesetzliche Grundlage nicht bereits kraft Bundesrecht besteht (vgl. Art. 28 Grundbuchverordnung). Eine formell-gesetzliche Grundlage wäre dann notwendig, wenn auf besondere Personendaten anderer Amtsstellen direkt zugegriffen werden können oder wenn die Bekanntgabe von Urkunden nicht auf bestimmte Einzelfälle beschränkt sein soll. Dies wir mit der vorliegenden Vorlage jedoch nicht angestrebt. 
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	Entwurf
	Bemerkungen

	Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
 (Änderung vom      ; Möglichkeit der elektronischen Ausfertigung von Urkunden)
Der Kantonsrat,
nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom      
beschliesst:
I. Das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 2. April 1911
wird wie folgt geändert: 
	

	§ 236 a. Wer zur Errichtung öffentlicher Urkunden berechtigt ist, darf elektronische Ausfertigungen davon erstellen.
	Art. 55a SchlT ZGB verlangt von den Kantonen eine spezielle Ermächtigung, falls eine Errichtung elektronischer Kopien von öffentlichen Urkunden durch die Urkundspersonen möglich sein soll. Dies ist mit der vorliegenden Bestimmung vorzusehen.
§§ 236 ff. EG ZGB enthalten die grundsätzlichen Regeln zur Umsetzung des Bundesrechts im Bereich der öffentlichen Beurkundung. Auch die Umsetzung von Art. 55a ZGB ist deshalb ins EG ZGB einzufügen. Zu ergänzen ist, dass die Bestimmungen durch ihre systematische Einordnung für OR und ZGB Geltung haben, da sie diesen hintan gestellt sind. 

	§ 250 a. Wer zur Vornahme von Beglaubigungen berechtigt ist, darf die Übereinstimmung einer elektronischen Kopie mit einem Originaldokument auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch beglaubigen.
	§§ 246 ff. EG ZGB regelt die Einzelheiten der Beglaubigung. Analog zum Vorgehen bei der elektronischen Ausfertigung von Urkunden ist nach diesen Bestimmungen die mit Art. 55a SchlT ZGB geschaffene Möglichkeit der elektronischen Beglaubigung umzusetzen. Zur elektronischen Ausfertigung werden demnach die Notariate und die Gemeindeammänner (§ 248 EG ZGB) befugt sein.
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